


21. August 2026 
 Schriftliche Kleine Anfrage
des Abgeordneten Deniz Çelik (Die Linke) vom 14.08.2026
und Antwort des Senats
- Drucksache 23/4996 -
Betr.: 	Koordinierungsstelle für ausländische Risikopersonen und Straftäter (KOSTARS) 
Einleitung für die Fragen:
Mit Pressemitteilung vom 3. Juli 2026 hat der Senat ein verstärktes behördenübergreifendes Vorgehen gegen sogenannte „wiederholt auffällige Straftäter und Ordnungsstörer“ im Umfeld des Hamburger Hauptbahnhofs angekündigt. Eine zentrale Rolle soll dabei die im November 2025 eingerichtete „Koordinierungsstelle für ausländische Risikopersonen und Straftäter“ (KOSTARS) spielen. In dieser arbeiten Polizei Hamburg, das Amt für Migration und die Bundespolizei mit dem erklärten Ziel zusammen, „ausländische Straftäter und als besonders auffällig eingestufte Ordnungsstörer ohne Aufenthaltsrecht prioritär abzuschieben.“ Der vom Senat gewählte Ansatz wirft erhebliche rechtsstaatliche, sozialpolitische und praktische Fragen auf. Die öffentliche Darstellung stellt die Staatsangehörigkeit und den Aufenthaltsstatus der kontrollierten Personen in den Mittelpunkt und verbindet die Bekämpfung von Kriminalität und Ordnungsstörungen unmittelbar mit aufenthaltsbeendenden Maßnahmen. Unklar bleibt insbesondere, nach welchen Kriterien Menschen als „Risikopersonen“ oder „erhebliche Ordnungsstörer“ eingestuft werden, welche Folgen eine solche Erfassung hat und wie verhindert wird, dass Menschen aufgrund ihrer Herkunft, ihrer Wohnungslosigkeit oder ihres Aufenthaltsstatus unter einen pauschalen Verdacht geraten.
Ich frage den Senat:
Anlässlich ihrer Besprechung am 10. Mai 2023 zur gemeinsamen Flüchtlingspolitik von Bund und Ländern haben der Bundeskanzler und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder verschiedene Maßnahmen zur Verbesserung der Durchsetzung der Ausreisepflicht beschlossen. Die Themen aktuelle Flüchtlingssituation und Rückführungsoffensive waren auch Gegenstand der 219. Sitzung der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren (IMK) vom 14. bis 16. Juni 2023 in Berlin. Dabei hat die IMK unter anderem die Verbesserung des Rückkehrmanagements für ausreisepflichtige Ausländer im Sinne der auf Bundesebene geplanten Rückführungsoffensive, nicht zuletzt durch die effiziente Rückführung insbesondere von Straftätern sowie durch die Stärkung der länder- und behördenübergreifenden Zusammenarbeit, für erforderlich erachtet.
Auf Basis eines Letter of Intent haben sich die Freie und Hansestadt Hamburg und die Bundespolizeidirektion Hannover zunächst auf die Einrichtung einer „Taskforce Rückführung“ zur Intensivierung der Zusammenarbeit verständigt, mit dem Ziel, konkrete Maßnahmen und Strategien zur Umsetzung der genannten Beschlüsse zu erarbeiten. Die Koordinierungsstelle für ausländische Risikopersonen und Straftäter (KOSTARS), die zum 1. Februar 2026 eingerichtet wurde, ist ein Ergebnis der Arbeit der Taskforce Rückführung. Mit ihr soll die intensivierte behördenübergreifende Zusammenarbeit in einer festen Einheit verstetigt werden.
Ziel der Koordinierungsstelle ist es, bei erheblich straffällig gewordenen Ausländern sowie im Einzelfall bei besonders auffälligen Ordnungsstörern in Verbindung mit niedrigschwelligen Straftaten gemeinsam alle bundespolizeilichen, polizeilichen und ausländerrechtlichen Maßnahmen auszuschöpfen, um aufenthaltsbeendende Maßnahmen zu forcieren und so die Begehung weiterer Straftaten durch diese Ausländer – insbesondere in Hamburg – zu verhindern. Dabei bildet KOSTARS eine Schnittstelle zwischen bereits bestehenden Konzepten zur Gefahrenabwehr, zur Risikoeinschätzung und zur priorisierten Bearbeitung straffälliger Ausländer aus polizeilicher sowie aufenthaltsrechtlicher Sicht.
Die Gemeinsame Ermittlungs- und Rückführungsgruppe ausländischer Straftäter (GERAS) geht thematisch und personell in der eingerichteten KOSTARS auf. Das Kompetenzzentrum für Risikobewertung (KoRiS) besteht mit eigenem Konzept fort. Soweit hinsichtlich der jeweiligen Zielgruppen thematische Schnittmengen bestehen, dient KOSTARS als Schnittstelle zu KoRiS, wie dies zuvor durch GERAS erfolgte.
Die Maßnahmen im Rahmen von KOSTARS sind nicht auf bestimmte Stadtteile oder Einsatzorte beschränkt. Sie werden lageabhängig im gesamten Hamburger Stadtgebiet durchgeführt, insbesondere auch in kriminalitätsbelasteten Schwerpunktbereichen. Zu operativen Tätigkeiten macht der Senat im Interesse der Wirksamkeit polizeilicher Maßnahmen keine Angaben.
Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt:
Einrichtung von KOSTARS
Seit wann gibt es die Koordinierungsstelle für ausländische Risikopersonen und Straftäter (KOSTARS)? 
Woraus ergab sich aus Sicht des Senats bzw. der zuständigen Behörde die Notwendigkeit der KOSTARS und wie unterscheidet sich die Zusammenarbeit zu vorherigen Konzepten (GERAS und KoRiS)?
Welche konkreten Aufgaben, Zuständigkeiten und Befugnisse hat KOSTARS?
Wie gestaltet sich die konkrete Arbeit von KOSTARS? 
Bestehen die vorherigen Konzepte GERAS und KoRiS fort? Wenn ja, in welcher Form und was ändert sich durch die Einrichtung der KOSTARS?
Siehe Vorbemerkung. 
Auf die Frage 10 in Drs.23/4227, auf welcher Rechtsgrundlage gemeinsame Streifgänge der Ausländerbehörde und der Polizei Hamburg erfolgten, antwortete der Senat, dass die Ausländerbehörde nach § 4 Abs. 3 und § 5 Abs.2 Freizüg/EU berechtigt sei, das Fortbestehen der Freizügigkeitsvoraussetzungen aus besonderem Anlass oder nach Ablauf von drei Monaten zu überprüfen. Was bzw. welche Gründe stellt den „besonderen Anlass“ bei den Streifgängen dar? 
Streifengänge und gezielte Polizeikontrollen sind nicht Bestandteil des Konzepts von KOSTARS. 
Ein besonderer Anlass liegt daneben vor, wenn konkrete Anhaltspunkte Zweifel daran begründen, dass die Voraussetzungen des Freizügigkeitsrechts vorliegen oder fortbestehen. Dies ist jeweils anhand der Umstände des Einzelfalls zu prüfen.
Hat die Arbeit von KOSTARS einen räumlichen Fokus (z.B. Konzentration auf bestimmte Orte) und falls ja, welche Erwägungen spielen bei der Auswahl eine Rolle?
Siehe Vorbemerkung. 
Inwieweit sind Bestandteil des Konzeptes von KOSTARS gezielte Polizeikontrollen und/oder gemeinsame Streifgänge von Polizei Hamburg, Amt für Migration und der Bundespolizei und mit welcher Regelmäßigkeit sind Einsätze im Rahmen von KOSTARS geplant?
Siehe Antwort zu 6.
In der Pressemitteilung der Sozialbehörde vom 03.07.2026 heißt es, dass KOSTARS bei „ausländische Straftäter und erhebliche Ordnungsstörer“ gezielt die Aufenthaltsbeendigung verfolgen soll. Wie definiert der Senat bzw. die zuständige Behörde die Gruppe der „erheblichen Ordnungsstörer“? 
Der Begriff „erheblicher Ordnungsstörer“ ist im hamburgischen polizei- und ordnungsrechtlichen Sinne nicht legaldefiniert. Er wird aber in der Verwaltungspraxis zur Beschreibung von Personen verwendet, die in besonders gravierender Weise für eine Gefahr oder Störung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung verantwortlich sind.
Nach den polizeirechtlichen Grundsätzen (§§ 8 ff. Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung [SOG]) ist grundsätzlich jede Person verhaltens- oder zustandsverantwortlich, die durch ihr Verhalten oder den Zustand einer Sache eine Gefahr oder Störung verursacht. Die Erheblichkeit bemisst sich nach Art und Bedeutung des betroffenen Schutzguts (z.B. Gefahr für Leib und Leben), dem Ausmaß der drohenden oder eingetretenen Schädigung oder der Wiederholungsgefahr oder der besonderen Gefährlichkeit des Verhaltens. In der polizeilichen Praxis ist die Einordnung als „erheblicher Ordnungsstörer“ insbesondere für die Auswahl und Intensität der polizeilichen Maßnahmen relevant. So können bei erheblichen Störungen auch eingriffsintensive Maßnahmen (z.B. Ingewahrsamnahme) erforderlich und verhältnismäßig sein.
In der Pressemitteilung heißt es ebenfalls, dass die Polizei und Staatsanwaltschaft im Bereich Hauptbahnhof / St. Georg ein „Vielfachtäterkonzept“ verfolgen, „um für wiederholt straffällige Personen verlässlicher Zuführungen und Verurteilungen zu erreichen.“ Wie gestaltet sich dieses Konzept konkret?
Das bei der Staatsanwaltschaft eingerichtete Sonderdezernat Hauptbahnhof bearbeitet seit dem 1. Juni 2025 neben bestimmten Delikten im unmittelbaren örtlichen Bereich des Hamburger Hauptbahnhofs auch einzelne Verfahren aus dem Ortsteil 114 im Stadtteil St. Georg (OT 114). Auf der Grundlage eines zwischen der Staatsanwaltschaft und dem Landeskriminalamt abgestimmten Deliktskatalogs werden einzelne herausragende Vorgänge mit (erwachsenen) Vielfachtätern aus dem OT 114 im Sonderdezernat Hauptbahnhof bearbeitet. Hierbei sollen Tatverdächtige in den Blick genommen werden, die neben der aktuellen Anlasstat im OT 114 zuvor mit mehreren Vortaten aus dem Deliktskatalog aufgefallen sind, sofern der Schwerpunkt der Taten im OT 114 liegt. Betäubungsmitteldelikte werden im Sonderdezernat Hauptbahnhof nicht bearbeitet, da hierfür bereits spezielle Abteilungen bei der Staatsanwaltschaft bestehen.
Im Übrigen siehe Drs. 23/1398 und 23/4846.
Wie viele Personen wurden seit Einrichtung von KOSTARS insgesamt erfasst und wie viele Personen wurden mit welchem Ergebnis (z.B. Abschiebung etc.) bearbeitet?
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegt noch keine verlässliche/belastbare Statistik aufgrund der Überschneidungen mit GERAS und dem neuen Aufgabenbereich der Ordnungsstörer vor.
Verdrängungseffekten und Evaluation
Liegen dem Senat Erkenntnisse zu Verdrängungseffekten durch die intensivierte Polizierung in der Hamburger Innenstadt sowie insbesondere um den Hamburger Hauptbahnhof und St. Georg in andere Stadtteile vor? Wenn ja, welche?
Der Begrif der „Polizierung“ ist dem Senat nicht bekannt. Grundsätzlich kann ausgeführt werden, dass die Polizei auf eine kontinuierliche und lageangepasste Steuerung ihrer Maßnahmen setzt. Die sichtbare Präsenz wurde ausgeweitet, die Kontrollschwerpunkte angepasst sowie die enge Zusammenarbeit mit sozialen Trägern und anderen beteiligten Behörden praktiziert. Ziel ist es, auf neue Entwicklungen unmittelbar zu reagieren, Störungen im öffentlichen Raum zu minimieren und gleichzeitig die betroffenen Menschen in bestehende Hilfs- und Unterstützungsangebote zu vermitteln. Die Polizei stimmt ihre Einsätze fortlaufend mit den zuständigen Stellen ab und überprüft die Wirksamkeit der Maßnahmen regelmäßig anhand von Lageanalysen und Rückmeldungen aus dem Stadtteil.
Im Übrigen siehe Drs. 22/16555. 

Ist eine Evaluation der Wirksamkeit von KOSTARS vorgesehen, und wenn ja, ab welchem Zeitpunkt bzw. nach welchem Bestehenszeitraum soll diese erfolgen?
Die Wirksamkeit der Maßnahmen von KOSTARS werden regelmäßig beobachtet und bewertet.
Kosten
Welche jährlichen Personal- und Sachkosten sind mit dem Betrieb von KOSTARS verbunden und aus welchem Haushaltstitel werden sie gestellt?
Die im Zusammenhang mit KOSTARS entstehenden Kosten werden nicht gesondert erfasst. Sie werden aus den in den zuständigen Produktgruppen zur Verfügung stehenden Ermächtigungen gedeckt und können daher nicht beziffert werden. Im Übrigen siehe Vorbemerkung.
Wurden für KOSTARS zusätzliche Planstellen geschaffen, oder wurde bestehendes Personal umgewidmet?
Nein.
Personal
Wie viele Personen (in Vollzeitäquivalenten) sind bei KOSTARS tätig (aufgeschlüsselt nach entsendender Behörde) und wie verhält sich insbesondere die Zahl der vom Amt für Migration gestellten Mitarbeiter:innen zu den in Drs. 23/4227 genannten zwei jährlich beteiligten Mitarbeitenden bei den dortigen allgemeinen Streifgängen?
Aus welchen Berufsgruppen bzw. Funktionen setzt sich das bei KOSTARS eingesetzte Personal zusammen (z. B. Polizeivollzugsbeamt*innen, Verwaltungsbeamt*innen des Amts für Migration, Bundespolizist*innen, Sozialarbeiter*innen, Dolmetscher*innen), und in welchem zahlenmäßigen Verhältnis stehen diese Berufsgruppen zueinander?
Handelt es sich um dauerhaft KOSTARS zugeordnetes Personal oder um anlassbezogene bzw. rotierende Abordnungen aus den beteiligten Behörden?
Zum Stichtag 17. August 2026 ist Personal im Umfang von zehn Vollzeitäquivalenten (VZÄ) für KOSTARS tätig. Die Tarifbeschäftigten bzw. Verwaltungsbeamte sind dauerhaft zugeordnet.
Zur Anzahl Stellen und Besetzungsumfang des zusändigen Fachkommissariats im Landeskriminalamt (LKA 55) siehe nachfolgende Tabelle:
	
	01.07.2026

	LKA 55
	DDP*
	Personal-
kapazität 
in VZÄ

	Vollzug
	25,000
	35,000

	Verwaltung
	3,000
	4,000

	davon Sachbearbeiter/GERAS
	3,000
	3,000

	davon Mitarbeiter/Zentrale Dienste/Einsatz-und Ermittlungsunterstützung
	0,000
	1,000

	Summe
	28,000
	39,000


* Dauerdienstposten (DDP)
Der organisatorische Bezug der Stellen wird über die Zuordnung von Dauerdienstposten hergestellt. Eine gesonderte Erfassung der auf KOSTARS entfallenden Personalanteile erfolgt nicht. Eine weitergehende Auswertung ist daher nicht möglich.

Über welche Ausbildung bzw. Qualifikation verfügen die Mitarbeiter*innen des Amts für Migration, die die Polizeivollzugsbeamt*innen in dieser Einheit begleiten?)
Die Beschäftigten verfügen über die für die jeweilige Stelle erforderliche bzw. in der Stellenausschreibung vorausgesetzte Qualifikation und Ausbildung (z.B. Hochschulabschluss (Bachelor oder gleichwertig) in Public Management oder einer vergleichbaren Studienfachrichtung oder abgeschlossene Ausbildung zur/zum Verwaltungsfachangestellten oder vergleichbarer, z.B. kaufmännischer Berufsabschluss mit Berufserfahrung im öffentlichen Dienst in Tätigkeiten ab EG 9b oder mit 4 Jahren Berufserfahrung in Fachgebieten der ausgeschriebenen Stelle).
Rückkehrberatung PLATA
Wie viele über KOSTARS erfasste Personen wurden an die Rückkehrberatung PLATA vermittelt?
Wie viele dieser Personen haben in der Folge eine freiwillige Ausreise angetreten?
Durch die KOSTARS wurden bisher noch keine Personen an das Angebot Plata vermittelt. Demnach wurde für diese Personengruppe seitens Plata auch noch keine Rückreisen organisiert.
Datenaustausch
Die Antwort zu Drs. 23/4227 nennt § 8 FreizügG/EU als Rechtsgrundlage für den Datenaustausch zwischen Polizei Hamburg und Amt für Migration im Rahmen der dort beschriebenen Streifgänge. Auf welcher rechtlichen Grundlage erfolgt der Datenaustausch zwischen Polizei Hamburg, Amt für Migration und – zusätzlich – der Bundespolizei im Rahmen von KOSTARS, insbesondere soweit dieser über die Prüfung der Freizügigkeitsvoraussetzungen hinausgeht (z. B. im Rahmen des „Vielfachtäterkonzepts")?
Der Datenaustausch im Rahmen von KOSTARS erfolgt nicht auf Grundlage des KOSTARS-Konzepts selbst, sondern nach Maßgabe der jeweils einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen. Soweit der Datenaustausch der Wahrnehmung ausländer- und freizügigkeitsrechtlicher Aufgaben dient, erfolgt er insbesondere auf Grundlage von § 8 FreizügG/EU und § 87 AufenthG.
Soweit der Datenaustausch der Gefahrenabwehr dient, richtet er sich insbesondere nach den §§ 40 und 41 des Gesetzes über die Datenverarbeitung der Polizei (PolDVG) sowie, soweit Daten durch die Bundespolizei übermittelt werden, nach § 32 Bundespolizeigesetz (BPolG). Im Rahmen strafrechtlicher Ermittlungsverfahren gelten die einschlägigen Bestimmungen der Strafprozessordnung, insbesondere die §§ 161, 163 und 474 ff. StPO.
Welche Rechtsgrundlage im Einzelnen Anwendung findet, richtet sich nach dem Zweck und den Umständen der jeweiligen Datenübermittlung. Zur Datenverarbeitung und -übermittlung im Rahmen behördenübergreifender Konzepte, beispielsweise des Kompetenzzentrums Risikobewertung (KoRiS), siehe auch Drs. 23/4838.
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